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Fragen des ASW Bundesverbandes zum Thema Wirtschaftsschutz 

Die deutsche Wirtschaft sieht sich vielfältigen Bedrohungen ausgesetzt, die sich aufgrund zunehmender (virtu-

eller) Vernetzung, wachsender politischer Instabilitäten und Interdependenzen in den kommenden Jahren wei-

ter verschärfen werden. Deutsche Unternehmen investieren daher große Summen, um sich entsprechend auf-

zustellen. Seitens des Staates wurden bereits erste, richtige Maßnahmen getroffen, um die Wirtschaft hier zu 

unterstützen – wie die Initiative Wirtschaftsschutz. 

Im Vorfeld der Bundestagswahl hat der ASW Bundesverband folgende Wahlprüfsteine an die Parteien 

CDU/CSU, SPD, Bündnis90/Die Grünen, FDP, Die Linke und AfD geschickt. Bis auf die beiden letztgenannten 

Parteien haben alle auf die Anfrage reagiert und zum Thema Wirtschaftsschutz Stellung bezogen.  

Im Anschluss an die Wahlprüfsteine, findet sich eine Zusammenfassung der Antworten, die der ASW Bundes-

verband erhalten hat. Die Antworten sind Aussagen der Parteien und stellen keine Bewertung des ASW Bun-

desverbandes dar.   

 

1) Welche Bedeutung hat für Ihre Partei das Thema Wirtschaftsschutz? 

 

2) Würde Ihre Partei in Regierungsverantwortung einen Wirtschaftsschutzbeauftragten auf Regierungs-

seiten etablieren? Wo wäre dieser angesiedelt? Sollten auch Unternehmen einen Verantwortlichen für 

Wirtschaftsschutz haben? 

 

3) Welche Maßnahmen würde Ihre Partei in Regierungsverantwortung ergriffen werden, um auf fol-

gende Phänomene zu reagieren: Wirtschaftsspionage, Cyber‐Crime, Identitätsmissbrauch, Verwen‐

dung von Mehrfachidentitäten, Terroranschläge in Deutschland, Terroranschläge weltweit? 

 

4) Wie steht Ihre Partei zu den Positionen des ASW Bundesverbandes in Sachen Bekämpfung von Identi-

tätsmissbrauch und Mehrfachidentitäten? 

 

5) Die deutschen Sicherheitsbehörden engagieren sich zunehmend stärker in Sachen Wirtschaftsschutz. 

Um eine ausreichend starke Wirkung zu entfalten, fehlen hier jedoch oftmals die notwendigen Res-

sourcen. Würde Ihre Partei in Regierungsverantwortung den Sicherheitsbehörden mehr Mittel bereit-

stellen, um den Wirtschaftsschutz zu stärken? Wenn ja, in welchem Umfang? 

 

6) Insbesondere der Mittelstand ist sich der wachsenden Gefahren durch Cyber‐Kriminalität, Betrug, Spi‐

onage und Sabotage kaum bewusst. Welche Maßnahmen würde Ihre Partei in Regierungsverantwor-

tung ergreifen, um dies zu ändern? Würden Sie der Finanzierung einer Sensibilisierungs‐ und Aufklä‐

rungskampagne durch die Bundesregierung zustimmen? 

 

7) Wie steht Ihre Partei zur Initiative Wirtschaftsschutz? Würden Sie eine Fortführung/Intensivierung 

befürworten? Wenn ja in welchem Umfang? 

 

8) Der ASW Bundesverband arbeitet eng mit den Sicherheitsbehörden zusammen. Für einen besseren 

Austausch, der den Behörden größere Handlungsspielräume erlaubt, wären gesetzliche Anpassungen, 

beispielsweise im BND‐Gesetz notwendig. Welchen Rahmen für einen besseren Austausch der Wirt-

schaft mit den Sicherheitsbehörden würde Ihre Partei setzen? 
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Antworten der Parteien  

 

Welche Bedeutung hat für Ihre Partei das Thema Wirtschaftsschutz? 

 

 
  

CDU/CSU SPD Bündnis 90/Die Grünen FDP 
 

 Stehen für einen umfassenden 
Wirtschaftsschutz  

 Wirtschaftsschutz sichert den 
Wirtschaftsstandort Deutschland 

 Kleine und mittelständische Un-
ternehmen sind häufig nur unzu-
reichend gegen Spähangriffe ge-
schützt 

 Unternehmen müssen noch in-
tensiver für IT-Sicherheitsfragen 
sensibilisiert werden 

 

 

 Nehmen das Thema sehr ernst 

 Der hochspezialisierte deutsche 
Mittelstand soll sich gegen Spio-
nage und andere Angriffe rüsten 

 Verweis auf Antwort 3  

 

 Die enge Kooperation von Behör-
den und Unternehmen im Um-
gang mit den gewachsenen Cy-
berrisiken ist zu begrüßen und 
dringend überfällig gewesen. Das 
belegen die Ergebnisse des NSA-
Untersuchungsausschusses des 
Bundestages ebenso wie die 
jüngsten IT-Angriffe WannaCry 
und Petya 

 Wachsendes Vertrauen sowohl 
für den Austausch von Informatio-
nen über effektive Präventions-
maßnahmen als auch Angriffe 
selbst sollten im Fokus der Initia-
tive stehen 

 Auch zentrale verfassungsrechtli-
che Werte wie der Datenschutz, 
aber auch Geheimschutzinteres-
sen der beteiligten Akteure kön-
nen und müssen gewahrt werden 

 

 

 Schutz und Erhalt der Innovati-
ons- und Wettbewerbsfähigkeit 
der deutschen Wirtschaft haben 
hohe Bedeutung und bilden 
Grundlage des Wohlstands  

 Industrie- und Wirtschaftsspio-
nage stellen im Zeitalter der Digi-
talisierung zunehmende Bedro-
hung für diese Wohlstandsgrund-
lage dar. Diese muss eingedämmt 
werden 
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Würde Ihre Partei in Regierungsverantwortung einen Wirtschaftsschutzbeauftragten auf Regierungsseiten etablieren? Wo wäre dieser angesiedelt? 

Sollten auch Unternehmen einen Verantwortlichen für Wirtschaftsschutz haben? 

 

CDU/CSU SPD Bündnis 90/ Die Grünen FDP 

 

 Chefsache, Bundesinnenminister 

ist Ansprechpartner 

 „Initiative Wirtschaftsschutz“ hat 

ganz besonderen Stellenwert 

 Auch für die Strukturen in Unter-

nehmen und Verbänden muss gel-

ten, dass Wirtschaftsschutz Chef-

sache ist 

 

 Ob die Unternehmen einen Ver-

antwortlichen für Wirtschafts-

schutz einrichten sollen, richtet 

sich nach der betreffenden Bran-

che und dem Gefahrenpotenzial 

 Empfehlungen der Wirtschaftsver-

bände sind erwünscht 

 

 

 Die BReg. hat mit den passiven 

Meldepflichten des IT-SiGe weder 

Anreize noch ein regulatorisches 

Instrumentarium zur Stärkung der 

IT-Sicherheit geschaffen 

 Mittelstand muss für die stei-

gende Bedeutung der IT-Sicher-

heit stärker sensibilisiert werden 

 Fragen der IT-Sicherheit sollten als 

ein selbstverständlicher Teil ver-

antwortlicher Unternehmensfüh-

rung wahrgenommen werden 

 Auf Regierungsseite zählt es 

ebenso zu den integralen Pflich-

ten und Verantwortlichkeiten von 

BMI, BSI sowie auch der Sicher-

heitsbehörden wie BKA und BfV, 

den Schutz der bundesdeutschen 

Wirtschaft zu gewährleisten 

 Fordern zumindest im Rahmen 

der Ausübung der Beratungsauf-

gaben für Wirtschaft und Zivilge-

sellschaft gesetzlich abgesicherte 

institutionelle Unabhängigkeit des 

BSI 

 

 BSI stärken, indem sie es als ei-

genständige und unabhängige 

Bundesbehörde aufstellen 

 Auf nationaler und europäischer 

Ebene soll eine abgestimmte Stra-

tegie zum Schutz von privaten Un-

ternehmen und öffentlichen Ein-

richtungen erstellt werden 

 Stärkere Koordinierungsverant-

wortung beim Bundesinnenminis-

terium  

 Zentralen Ansprechpartner für 

Wirtschaftsschutzfragen im Bun-

deswirtschaftsministerium ansie-

deln (sofern es Bedarf dafür gibt) 

 Beteiligung der Staatssekretäre an 

Tagungen des „Ressortkreises 

Wirtschaftsschutz“ für sinnvoll er‐

achtet 

 Jedes Unternehmen, ob Start-Up 

oder großer Betreiber kritischer 

Infrastrukturen, soll selbst ent-

scheiden, mit welchen konkreten 

Strukturen es sich den Herausfor-

derungen stellen möchte 
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Welche Maßnahmen würde Ihre Partei in Regierungsverantwortung ergriffen werden, um auf folgende Phänomene zu reagieren: Wirtschaftsspio-

nage, Cyber‐Crime, Identitätsmissbrauch, Verwendung von Mehrfachidentitäten, Terroranschläge in Deutschland, Terroranschläge weltweit? 

 

CDU/CSU SPD Bündnis 90/ Die Grünen FDP 

 

 Haben in dieser Legislaturperiode 
bereits mit einer Vielzahl von 
Maßnahmen reagiert  

 Verwendung von Mehrfachidenti-
täten kann durch Ausweiskon-
trolle gestärkt werden 

 Dem zunehmenden Identitäts-
missbrauch kann dadurch begeg-
net werden, dass unsichere Iden-
tifizierungsverfahren gemieden 
werden. Hier bietet der Personal-
ausweis mit der Online-Ausweis-
funktion ein sicheres Verfahren 
zur elektronischen Identifizierung 
von Personen 

 Es bedarf verstärkter Anstrengun-
gen durch die Wirtschaft (siehe 
Frage 5) 

 

 

 Polizei besser ausstatten, 15.000 
neue Stellen in Bund und Ländern 

 BKA in seiner zentralen Koordinie-
rungsfunktion stärken 

 Ermittlungsbehörden sollen mit 
moderner IT- und Kommunikati-
onsstrategie ausgerüstet werden 

 Terroristische Bedrohungen: 
- Repression, Vorbeugung und 

Ausstiegshilfe haben Basis ge-
schaffen, um dem Extremismus 
langfristig zu begegnen. Stär-
kere Koordinierung in Deutsch-
land und Europa muss nächster 
Schritt sein. Wenn notwendig, 
Gesetze zur Bekämpfung von 
Terror und Gewalt verschärfen  

- Erst Zusammenspiel von Krimi-
nalitätsvorbeugung, Deradikali-
sierung, Stärkung des Zusam-
menhalts der Gesellschaft & der 
Arbeit von Polizei, Justiz und 
Nachrichtendiensten schafft 
mehr Sicherheit. 

- Datensysteme der Sicherheits-
behörden von Bund und Län-
dern vereinheitlichen (unter da-
tenschutzrechtlichen Vorgaben) 

 

 Wirtschaftsspionage: 
- Mit Einsatz im NSA-Untersu-

chungsausschuss wesentlich zur 
Offenlegung von staatlichen Spi-
onagetätigkeiten im Bereich der 
Wirtschaft beigetragen 

- Gefordert wird die Abkehr von 
Verfahren der Massenüberwa-
chung als auch Vorschläge ins-
besondere zur Stärkung der 
Resilienz der IT-Infrastruktur 
(Reform des IT-Sicherheitsgeset-
zes; verbesserte Haftungsrege-
lungen für Hard- und Software-
anbieter, Stärkung von Open 
Source) 

- Der Verfassungsschutz soll im 
Schwerpunkt auf Fragen u.a. der 
Spionageabwehr ausgerichtet 
werden 

 Cyber-Crime, Identitätsmiss-
brauch, Verwendung von Mehr-
fachidentitäten 
- Forderung nach effektiver Straf-

tatverfolgung im Bereich von 
Straftaten der sog. Cyberkrimi-
nalität auf der Grundlage der 
bestehenden Gesetze 

 

 Zuständigkeiten zwischen den Si-
cherheitsbehörden auf Landes-, 
Bundes- und Europaebene und in-
nerhalb der Behörden sind zu klä-
ren und klare Zuständigkeiten 
herzustellen 

 Sodann muss die zeitnahe Zusam-
menarbeit über Grenzen hinweg 
und mit einer Bereitstellung aus-
reichenden und qualifizierten Per-
sonals gewährleistet werden 

 Bürger, Wirtschaft und Kommu-
nen müssen weiterhin sensibili-
siert werden 

 Polizei und Staatsanwaltschaft 
müssen mit modernsten IT-Syste-
men ausgestattet werden 

 Ständige Aus- und Fortbildung  

 Verbesserung der Identifizierung 
von Tätern und Strafverfolgung 

Verbesserung von Verschlüs-
selungstechnologien und der 
Zusammenarbeit zwischen 
Unternehmen, Verbänden, 
Vereinen und Sicherheitsbe-
hörden 
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- Zusammenarbeit von Polizei und 
Verfassungsschutz verbessern 

- Kontrollen an Schengen-Außen-
grenzen verstärken, als Schutz 
vor Terroristen und Kriminellen 

- Luftsicherheit und Flughafen-
kontrollen verbessern 

  Cyber-Crime und -Spionage: 
- IT-SiGe weiterentwickeln 
- Sicherheitsbehörden personell 

und technisch besser ausstatten 
- F&E von IT-Sicherheitstechnik 

fördern & Ausbildung von Fach-
kräften für IT-Sicherheit verstär-
ken, um technologische Kompe-
tenz und digitale Souveränität 
zu erhalten 

- BSI ausbauen, in seiner neutra-
len Rolle & Beratungsfunktion 
stärken 

- Hersteller und Anbieter digitaler 
Produkte & Leistungen müssen 
Sicherheitslücken bekanntgeben 
und schnellstmöglich beheben 

- Gütesiegel für IT-Sicherheit 
schaffen 

- Algorithmen-TÜV soll dafür sor-
gen, dass niemand durch soft-
waregestützte Entscheidungen 
diskriminiert wird oder zu Scha-
den kommt 

- Sensible Daten müssen grund-
sätzlich verschlüsselt versendet 
werden, gerade in der öffentli-
chen Verwaltung 

- Aktuell kein Anlass für zusätzli-
che Pönalisierung 

- Wichtiger erscheint die Bereit-
stellung der personellen und 
sachlichen Mittel für die Behör-
den sowie organisatorische Ver-
besserungen in den Behörden 
selbst 

- Identitätsmissbrauch und Mehr-
fachidentitäten können je nach 
Tatausführung gravierende 
Straftaten darstellen und müs-
sen effektiv verfolgt werden 

 Terroranschläge in Deutschland, 
Terroranschläge weltweit? 
- Fordern personelle und finanzi-

elle Verbesserungen der Aus-
stattung bei der Bundespolizei, 
Reform der Inlandsgeheim-
dienste sowie den gesetzlichen 
Grundlagen der Zusammenar-
beit im GTAZ  

- Fordern Aufklärung der nicht 
aufgeklärten kapitalen Fehler im 
Umgang mit dem polizeibekann-
ten späteren Attentäter vom 
Breitscheidplatz, Anis Amri  
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Wie steht Ihre Partei zu den Positionen des ASW Bundesverbandes in Sachen Bekämpfung von Identitätsmissbrauch und Mehrfachidentitäten? 

 

CDU/CSU SPD Bündnis 90/ Die Grünen FDP 

 

 Setzen sich für sichere Verfahren 
zur Identifizierung ein 

 Das Konzept „EAIPS/ DAKo“ be‐
gegnet zahlreichen Fragen, die sie 
vertieft prüfen möchten 

 

 

 Die im Leitblatt Identitätsmiss-
brauch vorgeschlagenen Präven-
tivmaßnahmen werden begrüßt 

 Das materielle Recht stellt in aus-
reichendem Maße Rechtsgrundla-
gen für die Strafverfolgung zur 
Verfügung 

 Verweis auf Antwort 3 
 

 

 Strafverfolgung ist nur eine Fa-
cette möglicher Maßnahmen – 
Prävention durch Information und 
Schulungen innerhalb der Unter-
nehmen wichtig 

 Ansatz der EU, über eine Novellie-
rung der Signaturgesetzgebung in 
Europa Verbesserungen der Ver-
breitung und Nutzbarkeit digitaler 
Strukturen zu befördern, wird be-
grüßt 

 Ansatz der Bundesregierung bei 
der  
e-ID-Gesetzgebung durch neue, 
unverhältnismäßig weite Eingriffs-
befugnisse für Sicherheitsbehör-
den den Fokus einseitig auf staat-
liche repressive Maßnahmen zu 
verlagern, wird abgelehnt 

 

 

 Sieht beides als Kriminalitätsphä-
nomene, die deutlich zunehmen. 
Neben Missbrauch von Sozialleis-
tungen, kommen diese Delikte 
vor allem im Internet (z.B. CEO 
Fraud) vor 

 Die Sensibilität der Bürgerinnen 
und Bürger, Kommunen und Un-
ternehmen muss, in Zusammen-
arbeit mit Sicherheitsbehörden, 
spezialisierten Verbänden und 
den Industrie- und Handelskam-
mern, erhöht werden 
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Die deutschen Sicherheitsbehörden engagieren sich zunehmend stärker in Sachen Wirtschaftsschutz. Um eine ausreichend starke Wirkung zu entfal-
ten, fehlen hier jedoch oftmals die notwendigen Ressourcen. Würde Ihre Partei in Regierungsverantwortung den Sicherheitsbehörden mehr Mittel 
bereitstellen, um den Wirtschaftsschutz zu stärken? Wenn ja, in welchem Umfang? 
 

CDU/CSU SPD Bündnis 90/ Die Grünen FDP 

 

 Zusammenarbeit von Wirtschaft 
und Staat soll weiter intensiviert 
werden 

 Die Wirksamkeit des Einsatzes der 
Sicherheitsbehörden ist nicht al-
lein durch eine Ressourcenerhö-
hung verstärkt 

 Wirtschaftsschutz ist gemeinsame 
Verantwortung von Politik, Sicher-
heitsbehörden und Wirtschaft 

 Aufgabe der Sicherheitsbehörden 
ist es, Hilfe zur Selbsthilfe bereit-
zustellen 

 Der eigentliche Schutz ist Aufgabe 
des einzelnen Unternehmens 

 Kleine und mittelständische Un-
ternehmen müssen Notwendig-
keit erkennen und geeignete 
Schutzmaßnahmen ergreifen 

 Setzen sich für stärkere Zusam-
menarbeit ein, aber die Verant-
wortungen sehen sie letztendlich 
bei der Wirtschaft  

  

 

 Haben trotz vielfacher Verweige-
rung der CDU/ CSU deutliche Ver-
besserungen in dieser Legislatur-
periode durchgesetzt. Verweis auf 
bisher erreichte Ziele, aber nicht 
auf zukünftige Pläne 

 

 Personelle und finanzielle Mittel 
der Bundespolizei sollen erheblich 
aufgestockt werden 

 Bundesamt für Verfassungsschutz 
hingegen soll einem grundlegen-
gen Umbau und eine substanti-
elle, an rechtsstaatlichen Grunds-
ätzen orientierte Reform von Auf-
gaben und Befugnissen unterzo-
gen werden. Dies ist Vorausset-
zung für mögliche Aufstockung 
der Mittel 

 

 Fordern Reform der Sicherheitsar-
chitektur, da zurzeit zu viele Be-
hörden für die Sicherheit zustän-
dig sind. Klare Kompetenzabgren-
zungen ohne Doppelzuständigkei-
ten sind das Ziel 

 Sicherheitsbehörden müssen en-
ger zusammenarbeiten und Infor-
mationen leichter austauschen 
können, wenn rechtliche Voraus-
setzungen vorliegen 

 Tätigkeit der Sicherheitsbehörden 
soll einer Aufgabenkritik unterzo-
gen werden, um sie von Neben-
sächlichkeiten zu entlasten 

 Entbürokratisierung und Entlas-
tung der Polizeiarbeit, um Fokus 
auf Schutz der Bürgerinnen und 
Bürger richten zu können 

 Am Ende dieses Prozesses ist zu 
prüfen, ob und wie freiwerdende 
Ressourcen am effektivsten ge-
nutzt werden können – der Be-
reich Wirtschaftsschutz wird si-
cherlich eine angemessene Be-
rücksichtigung finden 
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Insbesondere der Mittelstand ist sich der wachsenden Gefahren durch Cyber‐Kriminalität, Betrug, Spionage und Sabotage kaum bewusst. Welche 
Maßnahmen würde Ihre Partei in Regierungsverantwortung ergreifen, um dies zu ändern? Würden Sie der Finanzierung einer Sensibilisierungs‐ und 
Aufklärungskampagne durch die Bundesregierung zustimmen? 
 

  

CDU/CSU SPD Bündnis 90/ Die Grünen FDP 

 

 Verweisen auf die „Initiative Wirt‐
schaftsschutz“ 

 Ermuntern Verbände und Mit-
gliedsunternehmen, sich noch 
stärker mit den eigenen Beiträgen 
zur Sensibilisierung und Aufklä-
rung auf der gemeinsamen Kom-
munikationsplattform zu präsen-
tieren 

 

 

 Verweis auf Antwort 3 
 

 

 Aufklärungskampagnen und In-
vestition von mehr Mitteln zur In-
formation der gesamten Bevölke-
rung sind von hoher Bedeutung. 
Bundesregierung hat sich bislang 
weggeduckt 

 Aufklärung und Schulungen allein 
stellen keine substanziellen Ver-
besserungen der IT-Sicherheit 
dar. 

 Politik bleibt in der Verantwor-
tung, auch durch gesetzliche Vor-
gaben 
 

 

 Zusammenarbeit mit Sicherheits-
behörden, spezialisierten Verbän-
den und Vereinen und den Indust-
rie- und Handelskammern muss 
unterstützt und Sensibilität der 
Bürger, Kommunen und Unter-
nehmen erhöht werden 

 Sinnvolle Präventions- und Ab-
wehrmaßnahmen unterstützen, 
ohne dass Unternehmen Nach-
teile fürchten müssen 

 Verfassungsschutz im Bereich 
Wirtschafts- und Computerspio-
nage verstärken und die Mitarbei-
ter ausrüsten, dass sie betroffe-
nen Unternehmen besser helfen 
können 

 Unternehmen beraten, um Si-
cherheit ihrer Geräte und Pro-
dukte zu erhöhen 

 Bei Maßnahmen ist aber die ge-
botene Abgrenzung von hoheitli-
chem Handeln der Ermittlungsbe-
hörden und privaten Akteuren zu 
beachten 
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Wie steht Ihre Partei zur Initiative Wirtschaftsschutz? Würden Sie eine Fortführung/Intensivierung befürworten? Wenn ja in welchem Umfang? 

 

 
  

CDU/CSU SPD Bündnis 90/ Die Grünen FDP 

 

 Treten dafür ein, den zwischen 
Wirtschaft und Staat institutiona-
lisierten Dialog weiter auszu-
bauen 

 Cybersicherheit und Wirtschafts-
schutz müssen noch enger mitei-
nander verzahnt und die interna-
tionale Zusammenarbeit zum 
Schutz der deutschen Wirtschaft 
muss weiter gestärkt werden 

 

 Wichtig, dass kleine und mittel-
ständische Unternehmen besser 
vor Angriffen geschützt werden 
Ob die Initiative fortgeführt wird, 
hängt von den Erfahrungen ab, 
die gesammelt werden 

 

 Begrüßen Initiative als wichtigen 
Baustein einer übergreifenden, 
auf Kooperation zwischen staatli-
chen und privaten Stellen ange-
legten Strategie für den besseren 
Austausch zu IT-Sicherheitsfragen 

 

 Begrüßen die Kampagne 

 Austausch zwischen Unterneh-
men und Sicherheitsbehörden in 
Sachen Wirtschaftsschutz sinn-
voll. So bleiben beide Seiten auf 
dem neuesten Stand 

 Das bietet auch solide Basis für 
die Erarbeitung einer nationalen 
und europäischen Strategie in 
Fragen der Cybersicherheit für 
Unternehmen und öffentliche Ein-
richtungen. Deshalb sollte die bis-
herige Initiative Wirtschaftsschutz 
fortgesetzt werden. Nach einer 
Evaluierung ihres Erfolgs kann 
man über Verbesserungsmöglich-
keiten und Art und Umfang der 
Fortführung entscheiden 
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Der ASW Bundesverband arbeitet eng mit den Sicherheitsbehörden zusammen. Für einen besseren Austausch, der den Behörden größere Handlungs-

spielräume erlaubt, wären gesetzliche Anpassungen, beispielsweise im BND‐Gesetz notwendig. Welchen Rahmen für einen besseren Austausch der 

Wirtschaft mit den Sicherheitsbehörden würde Ihre Partei setzen? 

 

 

CDU/CSU SPD Bündnis 90/ Die Grünen FDP 

 

 Der partnerschaftliche Verbund 
von Sicherheitsbehörden mit Ver-
bänden und Unternehmen funkti-
oniert gut 

 Dialog und wechselseitiges Ver-
trauen und der Umstand, dass 
beide Seiten von den bestehen-
den Möglichkeiten Gebrauch ma-
chen, ist erfolgsleitend 
 

 

 Im Bereich des Wirtschaftsschut-
zes kommt der Kooperation zwi-
schen Staat und Wirtschaft eine 
hohe Bedeutung zu. Etwaiger ge-
setzlicher Anpassungsbedarf ist 
daher zu prüfen und erforderli-
chenfalls konstruktiv zu diskutie-
ren 

 

 Begrüßen Verbesserungen der Zu-
sammenarbeit von Wirtschaft und 
Sicherheitsbehörden im Rahmen 
der bestehenden gesetzlichen 
Möglichkeiten und unter Einhal-
tung der verfassungsrechtlichen 
Vorgaben 

 

 Setzen sich dafür ein, dass die Zu-
sammenarbeit der Unternehmen, 
Verbände, Vereine und Sicher-
heitsbehörden bei Angriffen wei-
ter verbessert wird, rechtliche 
Klarstellungen umgesetzt werden 
oder bei fehlender Gesetzge-
bungskompetenz angestrebt wer-
den. Sinnvolle Präventions- und 
Abwehrmaßnahmen sollen unter-
stützt werden, ohne dass Unter-
nehmen Nachteile fürchten müs-
sen (z.B. durch Beweisverwer-
tungsverbote) 

 


